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BGB §§ 1902, 2293, 2296, 131 
Rücktritt vom Erbvertrag ggü. Betreuer der 
geschäftsunfähigen Ehefrau; Zugang der 
Rücktrittserklärung; Genehmigungsbedürf-
tigkeit der Entgegennahme des Rücktritts 

I. Sachverhalt
Ehegatten haben vor einigen Jahren gemeinsam mit dem 
mittlerweile vorverstorbenen Vater der Ehefrau einen Erb-
vertrag errichtet. Die Eheleute haben sich darin gegenseitig 
zu Erben eingesetzt, eine Schluss erbeneinsetzung getroffen, 
sich bzgl. der gegenseitigen Erbeinsetzung den Rücktritt 
vom Erbvertrag und bzgl. der Schlusserbeneinsetzung eine 
Abänderungsbefugnis vor behalten. Der Vater der Ehe frau 
ist nur insoweit am Erbvertrag beteiligt, als die Ehefrau ein 
Vermächtnis zugunsten ihrer Schwester mit bindender Wir-
kung gegenüber dem Vater ausgesetzt hat.

Die Ehefrau ist mittlerweile geschäftsunfähig und hat einen 
Betreuer. Der Aufgabenbereich des Betreuers umfasst auch 
Vermögensangelegenheiten. Sie verfügt über Grundbesitz.

Der Ehemann will vom Erbvertrag zurücktreten und ein neu-
es Testament beurkunden lassen. In der Rücktrittsurkunde 
soll neben dem Ehemann auch der Betreuer als Beteiligter 
auftreten und die Rücktrittserklärung entgegennehmen.

II. Fragen
1. Umfasst der (pauschale) Aufgaben bereich der 
Vermögensangelegenheiten die Befugnis des Betreuers, 
einen Rücktritt vom Erbvertrag entgegenzunehmen? 

2. Ist eine Gestaltung in der Weise möglich, dass der 
Betreuer als Urkundsbeteiligter die Rücktrittserklärung im 
Rahmen der Urkunde entgegennimmt?

3. Bedarf die bloße Entgegennahme der Rücktritts-
erklärung der betreuungsgerichtlichen Genehmigung?

III. Zur Rechtslage
1. Keine Aufhebung des Erbvertrags (§ 2290 Abs. 1 
S. 2 BGB)
Eine Aufhebung des Erbvertrags kommt vorliegend nicht 
mehr in Betracht, da der Vater der Ehefrau, der auch am 
Abschluss des Erbvertrags beteiligt war, bereits vorver-
storben ist. Nach § 2290 Abs. 1 S. 2 BGB ist nämlich nach 
dem Tode eines der Ver tragsbeteiligten keine Aufhebung 
mehr möglich.

2. Rücktritt aufgrund vorbehaltenen Rücktritts-
rechts
Die Ehegatten haben sich jedoch im Erbvertrag in Bezug 
auf die gegenseitige Erbeinsetzung den Rücktritt vom 
Erbvertrag vorbehalten. Ein solcher Rücktrittsvorbehalt ist 
zulässig, vgl. § 2293 BGB.

Die Ausübung des Rücktritts erfolgt zu Lebzeiten der Ver-
tragschließenden (bei einem mehrseitigen Erbvertrag: so-
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lange noch ein Vertragschließender am Leben ist) durch 
notariell beurkundete Erklärung gegenüber dem anderen 
Vertragschließenden, vgl. § 2296 Abs. 2 BGB. 

3. Rücktrittsmöglichkeit bei Geschäftsunfähigkeit 
des anderen Teils
Zur Frage, ob der Rücktritt vom Erbvertrag auch bei 
Geschäftsunfähigkeit des anderen Teils noch möglich ist, 
haben wir bereits in ähnlichem Zusammenhang – Widerruf 
wechselbezüglicher Verfügungen bei Geschäftsunfähigkeit 
des anderen Ehegatten – Stellung genommen (Gutachten 
DNotI-Report 2004, 197). Da der Rücktritt vom Erbvertrag 
und der Widerruf wechselbezüglicher Verfügungen als 
Rechtsgeschäfte gleich strukturiert sind, dürften sie inso-
weit gleich zu behandeln sein. 

Nach h. A. ist der Widerruf bzw. Rücktritt grund-
sätzlich auch nach Eintritt der Geschäfts unfähigkeit 
aufseiten des anderen Ehegatten oder Vertragspartners 
zulässig (OLG Hamm NotBZ 2014, 228 = ZErb 2014, 
81; OLG Nürnberg DNotZ 2013, 868 = DNotI-Report 
2013, 118; LG Hamburg DNotI-Report 2000, 86; Helms, 
DNotZ 2003, 104, 106; Keim, ErbR 2014, 118; Vollmer, 
ZErb 2007, 235; BeckOK-BGB/Litzenburger, Std.: 
1.5.2014, § 2271 Rn. 14; G. Müller, in: Müller/Renner, 
Betreuungsrecht und Vorsorgeverfügungen in der Praxis, 
3. Aufl. 2011, Rn. 186 ff.; Zimmer, ZEV 2007, 159, 160; 
JurisPK-BGB/Reymann, 7. Aufl. 2014, § 2271 Rn. 22). 
Die in der Literatur dagegen geäußerten Bedenken (vgl. 
Damrau/Bittler, ZErb 2004, 77; Reimann/Bengel/J. Mayer, 
Testament und Erbvertrag, 5. Aufl. 2006, § 2271 BGB 
Rn. 17; Grunsky, ErbR 2013, 98) konnten sich – u. E. zu 
Recht – nicht durchsetzen. Zwar ist der testier unfähige 
andere Ehegatte anders als im gesetzlichen Regelfall nicht 
in der Lage, nach Entgegennahme des Widerrufs eine 
neue Verfügung von Todes wegen zu errichten, was 
ihm durch die Zugangsbedürftigkeit der Widerrufs- bzw. 
Rücktrittserklärung grds. ermöglicht werden soll. Allein 
mit diesem Argument lässt es sich aber nicht rechtfer-
tigen, dem widerrufs- oder rücktrittswilligen Ehegatten 
sein Widerrufs- oder Rücktrittsrecht abzusprechen, denn 
dieser durfte nach der gesetzlichen Konzeption dieser 
Rechte darauf vertrauen, sich bis zum Tod des anderen 
Ehegatten von seiner erbrechtlichen Bindung lösen zu 
können. Bei Abwägung der schutzwürdigen Interessen der 
Ehegatten gebührt u. E. denjenigen des Widerrufs- oder 
Rücktrittswilligen der Vorrang. Dies gilt beim gemein-
schaftlichen Testament und beim Erbvertrag gleicherma-
ßen. 

Im Ergebnis ist daher ein Rücktritt auch nach Eintritt der 
Geschäftsunfähigkeit des Vertragsgegners noch möglich. 

4. Zugang der Rücktrittserklärung beim gesetzli-
chen Vertreter des Vertragspartners
Lässt man den Rücktritt auch nach Eintritt der 
Geschäftsunfähigkeit des Vertragspartners zu, muss er 
gem. § 131 Abs. 1 BGB gegenüber dem gesetzlichen 
Vertreter des Ge schäftsunfähigen (Betreuer i. S. d. 
§§ 1896 ff. BGB) erklärt werden (so auch Helms, DNotZ 
2003, 104, 106; G. Müller, 186 ff.; Burandt/Rojahn/Braun, 
Erbrecht, 2. Aufl. 2014, § 2271 BGB Rn. 17; JurisPK-BGB/
Reymann, § 2271 Rn. 23 ff.). 

Der Rücktritt ist wirksam, wenn aufseiten des Rücktritts-
gegners ein Betreuer i. S. d. § 1896 BGB vorhanden ist, 
dem die Rücktrittserklärung zugestellt wird. Dabei gehen 

wir davon aus, dass der Aufgabenkreis „Vermögenssorge“ 
die Entgegennahme der Rücktrittserklärung abdeckt (vgl. 
dazu ausf. Gutachten DNotI-Report 1999, 173; BeckOK-
BGB/G. Müller, Std.: 1.8.2013, § 1902 Rn. 6). Ganz in 
diesem Sinne haben jüngst das OLG Nürnberg (DNotZ 
2013, 868) und das OLG Hamm (OLG Hamm NotBZ 2014, 
228) entschieden, dass sich der Wider ruf wechselbezügli-
cher Verfügungen in einem gemeinschaftlichen Testament 
auch gegen über einem testierunfähigen Ehegatten erklä-
ren lässt und der Zugang der notariell beurkundeten 
Widerrufserklärung bei einem für den Aufgabenkreis 
der Vermögenssorge be stellten Betreuer genügt. Für 
die Entgegennahme der Rücktrittser klärung im Falle des 
Erbvertrags kann nichts anderes gelten.

Im Übrigen ist die Entgegennahme der Rücktrittserklärung 
(wie auch der Widerrufserklärung beim gemeinschaftlichen 
Testament) nicht gem. §§ 1821 f., 1896 ff. BGB oder den 
erbrechtlichen Bestimmungen genehmigungsbedürftig. 

5. Bewirkung des Zugangs der Rücktrittserklärung
Es ist allgemein an erkannt, dass die notariell beurkundete 
Rücktritts erklärung dem Rücktrittsgegner in Aus fertigung 
zugehen muss (BGHZ 31, 5 = NJW 1960, 33). Um sicheren 
Zugang zu gewährleisten, wird die Ausfertigung üblicher-
weise durch Vermittlung eines Gerichtsvollziehers i. S. v. 
§ 132 Abs. 1 S. 1 BGB zugestellt. 

Eine Willenserklärung kann aber auch unter Anwesenden 
wirksam werden. Bei verkörperten Erklärungen ist auf de-
ren Zugang abzustellen; dieser wird durch die Übergabe 
wirksam (Palandt/Ellenberger, BGB, 73. Aufl. 2014, § 130 
Rn. 13 m. w. N.). Unseres Erachtens dürfte es daher ge-
nügen, wenn der Rücktritt der Ehefrau in Anwesenheit 
des Betreuers erklärt und diesem anschließend eine 
Ausfertigung der Rücktrittserklärung ausgehändigt wird. 
In diesem Sinne hat das OLG Hamm in seiner bereits 
erwähnten Entscheidung (NotBZ 2014, 228) den unter 
Anwesen den bewirkten Zugang für ausreichend erachtet. 
Als Zugangsnachweis könnte man sich evtl. den Erhalt der 
Ausfertigung vom Betreuer bestätigen lassen. 

BeurkG § 34a; BGB § 1371 Abs. 1 
Deutschland: Anzeigepflicht bei güterrecht-
licher Rechtswahl 

I. Sachverhalt
Es geht um die Registrierung einer güter rechtlichen 
Rechtswahl im Zentralen Testamentsregister. 

Ausländische Käufer treffen im Rahmen von Grundstücks-
kaufver trägen häufig ehevertragliche Abreden, mit denen 
sie für das betroffene Grundstück, bisweilen sogar für sämt-
liche in Deutschland belegenen Immobilien, die Geltung 
des deutschen Güterrechts vereinbaren. Art. 15 Abs. 2 Nr. 3 
EGBGB lässt eine derartige gegenständlich beschränkte 
Rechtswahl zu. 

II. Frage
Führt eine solche Vereinbarung zur Änderung der ge-
setzlichen Erbfolge und ist mithin eine entsprechen-
de Kaufvertragsurkunde erbfolgerelevant i. S. v. § 34a 
BeurkG? 
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III. Zur Rechtslage
1. Anwendbarkeit von § 1371 Abs. 1 BGB bei aus-
ländischem Erbstatut
Soweit die ausländischen Eheleute im gesetzlichen 
Güterstand der Zugewinngemeinschaft deutschen Rechts 
leben, stellt sich im Erbfall die Frage, ob zur Berechnung 
der gesetzlichen Erbquote § 1371 Abs. 1 BGB zu beach-
ten ist. Diese Frage ist umstrit ten. In Rechtsprechung und 
Literatur stehen sich zwei Ansichten gegenüber. 

a) Güterrechtliche Qualifikation
Nach der sog. güterrechtlichen Qualifikation – dieser fol-
gen die weit überwiegende Literatur und zuletzt das OLG 
München (MittBayNot 2013, 73 = DNotI-Report 2012, 
107) – ist § 1371 Abs. 1 BGB anzuwenden, wenn deut-
sches Güterrecht gilt. Die pauschale Erhöhung des Ehe-
gattenerbteils um ¼ soll hiernach also unabhängig davon 
stattfinden, ob deutsches Recht oder ausländi sches Recht 
Güterstatut ist (OLG Schleswig DNotZ 2014, 292 = DNotI-
Report 2013, 175; aus der Lit. vor allem Staudinger/Dörner, 
BGB, Neubearb. 2007, Art. 25 EGBGB Rn. 156; Palandt/
Thorn, 73. Aufl. 2014, Art. 15 EGBGB Rn. 26; BeckOK-
BGB/Mörsdorf-Schulte, Std.: 1.5.2013, Art. 15 EGBGB 
Rn. 47). 

b)  Erbrechtliche Qualifikation
In der obergerichtlichen Rechtsprechung überwiegen in 
letzter Zeit Entscheidungen, die sich für die sog. erbrechtli-
che Qualifikation aussprechen. Hiernach soll § 1371 
Abs. 1 BGB – da diese Vorschrift mit der Festsetzung der 
Erbquote einen originär erbrechtlichen Inhalt habe – nur 
an wendbar sein, wenn sich die Erbfolge nach deutschem 
Recht richtet. Bei Geltung ausländi schen Erb statuts ist 
nach dieser Auffassung das güterrechtliche Viertel selbst 
dann nicht einschlägig, wenn die Eheleute in gesetzlicher 
Zugewinngemein schaft ge lebt haben. Vielmehr hat eine 
güterrechtliche Auseinandersetzung zu erfolgen (so u. a. 
OLG Stuttgart DNotZ 2005, 632; OLG Frankfurt ZEV 
2010, 253; OLG Düsseldorf RNotZ 2009, 247; OLG Köln 
ZEV 2012, 205 = DNotI-Report 2012, 107). 

c) Keine höchstrichterliche Klärung
Eine höchstrichterliche Klärung der Streitfrage steht nach 
wie vor aus. In der Entscheidung des BGH vom 12.9.2012 
(NJW-RR 2013, 201 = DNotI-Report 2012, 186) ist die 
Qualifikation von § 1371 Abs. 1 BGB zwar angesprochen 
worden; sie war jedoch letztlich nicht entscheidungserheb-
lich. Auf ein klarstellendes obiter dictum hat der BGH ver-
zichtet. 

2. Anzeigepflicht einer güterrechtlichen Rechtswahl 
zum Zentralen Testamentsregister (§ 34a BeurkG)
a) Anzeigepflicht bei Erbfolgerelevanz
Dem Zentralen Testamentsregister sind gem. § 34a Abs. 1 
S. 1 BeurkG sämtliche Umstände anzuzeigen, die die 
Erbfolge ändern. Dies gilt auch für Verträge, mit denen die 
Eheleute Gütertrennung vereinbaren oder aufheben, und für 
güterrechtliche Vereinbarungen, durch die ein oder beide 
Partner das Recht eines Staates wählen, dem sie nicht an-
gehören (BeckOK-BGB/Litzenburger, Std.: 1.5.2014, § 34a 
BeurkG Rn. 2). 

b) Qualifikationsstreit ohne Bedeutung für Erbfolge-
relevanz
Für die Erbfolgerelevanz der güterrechtlichen Vereinbarung 
ist es letztlich unerheblich, ob der güterrechtlichen 

oder der erbrechtlichen Qualifikation zu folgen ist. Bei 
Zugrundelegung der erbrechtlichen Qualifikation kann 
sich die güterrechtliche Rechtswahl zwar nur dann aus-
wirken, wenn das deut sche Recht auch auf die Erbfolge 
anwendbar ist und wegen der aktu ellen ausländischen 
Staatsangehörigkeit des Erblassers und des nach auslän-
dischem Heimatrecht ausgeschlossenen renvoi sicher fest-
steht, dass ausländisches Erbrecht zur Anwendung gelangt. 
Selbst dann lässt sich aber nicht zuverlässig ausschließen, 
dass die Erbfolge im Zeitpunkt des Todes eines oder beider 
Ehegatten dem deutschen Recht unter liegt. So ist bspw. 
denkbar, dass einer der Erblasser später durch Testament 
eine erbrechtliche Rechts wahl für das Grundstück gem. 
Art. 25 Abs. 2 EGBGB oder nach ausländischem IPR vor-
nimmt. Auch wird es bei Anwendung der EuErbVO auf 
einen Erbfalls ab dem 16.8.2015 vielfach dazu kommen, 
dass wegen An knüpfung der Erbfolge an den gewöhnlichen 
Aufenthalt des Erblassers deutsches Erbrecht gilt (s. Art. 21 
Abs. 1 EuErbVO).

Insoweit ist mithin jede Vereinbarung deutschen 
Güterrechts – unabhängig da von, ob sie sich auf ein oder 
mehrere Grundstücke bezieht – erbfolgerelevant, denn 
es ist stets möglich, dass sich diese Rechtswahl auf die 
Ehegattenerbquoten auswirkt. 

3. Exkurs: Erbrechtliche Relevanz der Spaltung des 
Güterstatuts
Im Hinblick auf § 1371 Abs. 1 BGB ergeben sich be-
sondere Anwendungsprobleme daraus, dass die güter-
rechtliche Rechtswahl von den Beteiligten zumeist gem. 
Art. 15 Abs. 2 Nr. 3 EGBGB auf das zum Erwerb anste-
hende Grundstück beschränkt oder undifferenziert auf 
den gesamten in Deutschland belegenen Grundbesitz er-
streckt wird, jedenfalls aber das bewegliche Vermögen 
von der Rechtswahl ausgeschlossen wird. Damit stellt sich 
die Frage, wie im Rahmen der gesetzlichen Erbfolge die 
gegenständlich beschränkte Anwen dung des § 1371 
Abs. 1 BGB erfol gen soll. Kommt es auf erbrechtlicher 
Ebene zu einer gleich artigen Nachlassspaltung (wie z. B. 
beim deutsch-türkischen Nachlassabkommen), so ist die 
Situation unproblematisch. Gilt aber für den gesamten 
Nachlass deutsches oder ein ausländi sches Erbrecht, ergä-
ben sich bei gegenständlich beschränkter Anwendung des 
§ 1371 Abs. 1 BGB für den unbeweglichen und den beweg-
lichen Nachlass theoretisch unterschiedliche Erbquoten. 

Dieses Problem lässt sich auch durch die erbrechtli-
che Qualifikation nicht vollständig ver meiden, denn bei 
Geltung deutschen Erbstatuts führt die erbrechtliche 
Qualifika tion ebenfalls zur gegenständlich be schränkten 
Anwendung von § 1371 Abs. 1 BGB. Teilweise wurde vor-
geschlagen, dass in einer derartigen Konstellation § 1371 
Abs. 1 BGB nicht anwendbar und der grundstücksbezo-
gene Zugewinnausgleich daher rechnerisch durchzuführen 
sei (Süß, ZNotP 1999, 385, 392). Riering befürwortete 
hingegen einen gespaltenen Erbschein (FS Schwab, 2005, 
S. 1245, 1251). Soweit ersichtlich, fehlt es bisher an weite-
rer Literatur oder gar Rechtsprechung zu dieser Frage. 

Ohne Bedeutung ist dabei, ob die Wahl deutschen Rechts 
einheitlich für den gesamten in Deutschland belegenen 
Grundbesitz oder nur für einzelne Grundstücke getrof-
fen wird oder ob sie sukzessive für einzelne Grundstücke 
erfolgt. Sind mehrere Grundstücke betroffen, er gibt 
sich eine ein heitliche, deutschem Güterstatut unterlie-
gende Vermögensmasse. Eine mehrfache Spaltung des 
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Grundbesitzes tritt also nicht ein, sodass auch in diesem 
Fall höchstens zwei güter rechtliche Vermögensmassen in 
Deutschland bestehen. Die früher in der Literatur geäußer-
ten Einwände gegen eine grundstücksbezogene Rechtswahl 
in Art. 15 Abs. 2 Nr. 3 EGBGB entbehren zumindest inso-
weit der sachlichen Rechtfertigung. 

Fol gen de Gut ach ten kön nen Sie über unseren Gutachten-
Abrufdienst im Internet unter: 

http://www.dnoti.de

abrufen. In diesem frei zugänglichen Bereich können die 
Gutachten über die Gutachten-Abrufnummer oder mit 
Titelschlagworten aufgefunden werden. Dies gilt ebenfalls 
für die bisherigen Faxabruf-Gutachten.

FlurbG § 61
Übergang von Grundstücksrechten im Flurbereini-
gungsverfahren; dingliche Surrogation 
Abruf-Nr.: 131652

BayKAG n. F. Artt. 13 Abs. 1 Nr. 4 b) bb), 19 Abs. 1 
Neuregelung Bayern; Unzulässigkeit der Festsetzung 20 
Jahre nach Ablauf des Jahres, in dem die Vorteilslage 
eingetreten ist
Abruf-Nr.: 133302

BGB §§ 138 Abs. 1, 343, 738; GmbHG § 34; AktG 
§ 241 Nr. 4
Abfindungsausschluss bei Ausschließung 
eines GmbH-Gesellschafters wegen gro-
ber Pflichtverletzung ist sittenwidrig; keine 
Zulässigkeit als Vertragsstrafe

Eine Bestimmung in der Satzung einer GmbH, 
nach der im Fall einer (groben) Verletzung der 
Interessen der Gesellschaft oder der Pflichten des 
Gesellschafters keine Abfindung zu leisten ist, ist sit-
tenwidrig und nicht grundsätzlich als Vertragsstrafe 
zulässig.

BGH, Urt. v. 29.4.2014 – II ZR 216/13

Problem 
Die Gesellschafterversammlung einer GmbH beschloss die 
Ausschließung einer Gesellschafterin aus einem wichtigen 
Grund in ihrer Person. Dabei stellte die Gesellschafterver-
sammlung fest, dass kein Abfindungsentgelt geschuldet 
sei, hilfsweise ein Abfindungsentgelt nach Maßgabe eines 
Gerichtsurteils, mit dem die im Abfindungsausschluss lie-
gende Vertragsstrafe herabgesetzt werde. Die Ausschlie-
ßung wurde durch Einziehung des Geschäftsanteils voll-
zogen; diese sollte ohne Rücksicht auf das Bestehen eines 
Abfindungsanspruchs sofort wirksam sein.

Der Gesellschaftsvertrag sah einen Abfindungsausschluss 
für den konkret einschlägigen Fall vor. Das Landgericht 
und das Berufungsgericht (OLG Karlsruhe v. 17.5.2013 – 
7 U 57/12, RNotZ 2014, 124) gaben der Klage gegen die 
gefassten Beschlüsse statt.

Entscheidung 
Der BGH bestätigt das Berufungsurteil. Der Gesellschaf-
terbeschluss verstoße durch seinen Inhalt gegen die guten 
Sitten und sei entsprechend § 241 Nr. 4 AktG nichtig. 
Zwar knüpfe er an eine Satzungsregelung an. Da der statu-
tarische Abfindungsausschluss aber inhaltlich sittenwidrig 
und nichtig sei, sei dies auch der darauf beruhende Be-
schluss. 

Nach Ansicht des BGH gehört das Recht eines Gesell-
schafters, bei Ausscheiden aus der Gesellschaft eine Abfin-
dung zu erhalten, zu seinen Grundmitgliedsrechten (vgl. 
BGH NZG 2011, 1420). Ein gesellschaftsvertraglicher 
Abfindungsausschluss sei nur in Ausnahmefällen 
zulässig. Als solche nennt der BGH die Verfolgung 
eines ideellen Zwecks durch die Gesellschaft (vgl. 
BGH DNotZ 1998, 902), die Abfindungsklausel auf den 
Todesfall (vgl. BGH DNotZ 1978, 166, 169) und die 
auf Zeit abgeschlossene Mitarbeiter- oder Manager-
beteiligung ohne Kapitaleinsatz (vgl. BGH DNotZ 2006, 
140, 143). In diesen Fällen bestehe ein sachlicher Grund 
für den Abfindungsausschluss darin, dass die ausschei-
denden Gesellschafter kein Kapital eingesetzt oder aber 
bei Verfolgung eines ideellen Ziels von vornherein auf 
eine Mehrung des eigenen Vermögens verzichtet hätten. 
Ansonsten darf die Gesellschafterstellung laut BGH nicht 
ohne Wertausgleich verloren gehen, denn der Gesellschafter 
hat durch Kapitaleinsatz und ggf. durch Mitarbeit zu dem 
im Wert des Geschäftsanteils repräsentierten Gesellschafts-
vermögen beigetragen. Der Abfindungsausschluss könne 
für den Gesellschafter existenzgefährdend sein und 
beeinträchtige seine wirtschaftliche Freiheit. 

Entgegen etlichen Stimmen in der Literatur erkennt der 
BGH den Abfindungsausschluss bei der Einziehung 
aus wichtigem Grund nicht als zulässige Ausnahme 
an. Vielmehr fehle es an einem sachlichen Grund, die 
Abfindung allein wegen einer groben Pflichtverletzung 
auszuschließen. Der Abfindungsausschluss führe insbe-
sondere zu der unangemessenen Rechtsfolge, dass dem 
Gesellschafter wegen einer – unter Umständen – einzigen 
groben Pflichtverletzung der Wert seiner Mitarbeit und sei-
nes Kapitaleinsatzes entschädigungslos entzogen werden 
könne. 

Eine Beschränkung oder ein Ausschluss der Abfindung 
solle in der Regel dem Bestandsschutz der Gesellschaft 
dienen und habe keinen Vertragsstrafencharakter. 
Die Vertragsstrafe solle nämlich als Druckmittel 
zur ordnungsgemäßen Leistung anhalten oder einen 
Schadensersatzanspruch pauschalieren. Der vollstän-
dige Abfindungsausschluss sei aber als Pauschalierung 
eines Schadensersatzanspruchs zu undifferenziert und im 
Übrigen nicht besonders geeignet, um den Gesellschafter 
zur Erfüllung seiner Pflichten anzuhalten. Abgesehen vom 
Verlust künftiger Einnahmen biete er keinen erheblichen 
zusätzlichen Anreiz für ein pflichtgemäßes Verhalten. 

Gegen die Einordnung des Abfindungsausschlusses wegen 
grober Pflichtverletzung als Vertragsstrafe spreche zu-
dem, dass in jedem Einzelfall die Verhältnismäßigkeit 

Gutachten im Abrufdienst

Rechts pre chung
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der „Strafe“ überprüft werden müsste. Der vollständige 
Ausschluss sei jedenfalls dann unverhältnismäßig, wenn 
die Gesellschaft durch das Verhalten des Gesellschafters 
nicht in Existenznot geraten sei. Daher entfalle auch die 
Grundlage für den hilfsweise gefassten Beschluss, dass das 
Abfindungsentgelt nur nach Maßgabe eines Gerichtsurteils 
geschuldet sei, mit dem die im Abfindungsausschluss lie-
gende Vertragsstrafe herabgesetzt werde.  

BGB §§ 133, 883; GBO §§ 19, 22, 29; GBV § 10 
Abs. 1 u. 5
Wirksamkeit eines vorgemerkten befristeten 
und bedingten Rückauflassungsvorbehalts; 
Änderung des Übereignungsanspruchs derge-
stalt, dass Teilfläche „verschoben“ wird

1. Hat sich der Übergeber eines Grundstücks 
das übertragbare und vererbliche Recht auf 
Rückauflassung einer Teilfläche vorbehalten und 
durch Vormerkung sichern lassen, andererseits die 
Löschung der Vormerkung für den Fall bewilligt, dass 
dem Grundbuchamt nicht innerhalb eines Jahres 
nach dem Tod des Übergebers die Erklärung der 
Rückauflassung in gesetzlich vorgeschriebener Form 
vorgelegt wird, so ist diese Bedingung nicht unwirk-
sam. Das Grundbuchamt kann selbst prüfen, ob 
innerhalb der Frist eine formgültige Rückauflassung 
erklärt worden ist. Dies gilt auch dann, wenn 
zunächst strittig ist, ob die Rückauflassung von einer 
berechtigten Person erklärt wurde.

2. Ändern die Parteien den vorgemerkten Anspruch 
dergestalt ab, dass die vorbehaltene Fläche 
„verschoben“ wird, jedoch eine Teilfläche von der 
ursprünglichen Vormerkung weiter umfasst ist, kann 
nicht nur die Reduzierung der Fläche, sondern 
gleichzeitig auch die bewilligte Extension in der 
Veränderungsspalte des Grundbuchs vermerkt 
werden. Der Rang der neu hinzugekommenen 
Fläche ergibt sich dann aus dem Vermerk in 
der Veränderungsspalte und der dort in Bezug 
genommenen Bewilligung.

OLG München, Beschl. v. 31.3.2014 – 34 Wx 206/13

Problem
Der Beschluss des OLG München behandelt zwei Fragen 
des Grundbuchrechts: Zum einen geht es um die Zulässigkeit 
bedingter Löschungsbewilligungen, zum anderen um die 
inhaltliche Änderung eines durch Vormerkung gesicherten 
Auflassungsanspruchs. 

Im zugrunde liegenden Sachverhalt hatte die Übergeberin 
ihrem Sohn, dem Beteiligten zu 1 (B1), zu Lebzeiten 
ein Grundstück überlassen. Für eine Teilfläche aus dem 
Grundstück behielt sie sich das übertragbare und vererbli-
che Recht vor, von B1 die Rückübereignung zu verlangen. 
Laut Vertrag entsteht der Übereignungsanspruch, wenn er 
schriftlich oder zu notarieller Urkunde geltend gemacht 
wird. B1 bevollmächtigte „den Anspruchsberechtigten“ 
unter Befreiung von den Beschränkungen des § 181 
BGB, die Rückauflassung zu erklären. Hinsichtlich 

der diesbezüglichen Vormerkung wurde schon im 
Überlassungsvertrag die Löschung unter der Voraussetzung 
bewilligt, dass dem Grundbuchamt nicht innerhalb eines 
Jahres nach dem Tode der Übergeberin die Erklärung der 
Rückauflassung in gesetzlich vorgeschriebener Form vor-
gelegt wird. In einer Nachtragsurkunde wurden die den 
Rückübertragungsanspruch betreffende Teilfläche „ver-
schoben“ und die Änderung der Fläche im Grundbuch in 
der Veränderungsspalte der zweiten Abteilung vermerkt. 
Die Übergeberin wurde von ihrer Tochter, der Beteiligten 
zu 2 (B2), allein beerbt. Vor Ablauf der Jahresfrist erklärte 
B2 die Auflassung. B1 begehrte nach Ablauf der Jahresfrist 
die Löschung der Vormerkung. Das Grundbuchamt lehnte 
den Antrag auf Löschung ab. 

Entscheidung
Das OLG München wies die Beschwerde des B1 – soweit 
vorliegend von Interesse – zurück, weil die Voraussetzungen 
für die Löschung der Vormerkung nicht nachgewiesen wa-
ren. Die Löschung eines im Grundbuch eingetragenen 
Rechts als besondere Form der Eintragung erfordere nach 
der Grundnorm des § 19 GBO die Bewilligung des be-
troffenen Rechtsinhabers. Wenn das Recht außerhalb des 
Grundbuchs untergegangenen sei, etwa weil der durch die 
Vormerkung gesicherte Anspruch nachträglich erlösche, 
sei das Grundbuch unrichtig; in diesem Fall dürfe man 
die Löschung der Vormerkung gem. § 22 GBO verlangen. 
Der Senat könne indessen nicht davon ausgehen, dass die 
Bedingung für die Abgabe der Löschungsbewilligung ein-
getreten oder aber das Erlöschen des Anspruchs nachge-
wiesen sei. 

Eine Löschungsbewilligung müsse den bestimmten Willen 
des Erklärenden erkennen lassen, dass ein für ihn eingetra-
genes Recht gelöscht werden könne. Sie dürfe daher keinen 
Vorbehalt enthalten, insbesondere nicht bedingt oder be-
fristet sein, es sei denn, die Bedingung stelle sich als bloße 
Rechtsbedingung dar. Die Abgabe der Bewilligung unter 
dem Vorbehalt, dass dem Grundbuchamt nicht innerhalb 
eines Jahres nach dem Tode der Übergeberin die Erklärung 
der Rückauflassung in gesetzlich vorgeschriebener Form 
vorgelegt werde, sei aber nicht unwirksam. Selbst bei 
einer bedingten oder befristeten Bewilligung dürfe das 
Grundbuchamt die Eintragung nämlich vornehmen, wenn 
die Bedingung hinreichend bestimmt und ihr Eintritt in der 
Form des § 29 GBO nachgewiesen sei. 

Für die Auslegung der Löschungsbewilligung gel-
te § 133 BGB entsprechend, wobei jedoch zu beach-
ten sei, dass der das Grundbuchverfahren beherrschen-
de Bestimmtheitsgrundsatz und das grundsätzliche 
Erfordernis urkundlich belegter Eintragungsunterlagen der 
Auslegung Grenzen setzten. Bei der Auslegung sei, wie 
bei Grundbucheintragungen, auf Wortlaut und Sinn der 
Erklärung abzustellen, wie er sich für einen unbefangenen 
Betrachter als nächstliegende Bedeutung der Erklärung 
ergebe; außerhalb der Bewilligung liegende Umstände lie-
ßen sich nur insoweit heranziehen, als sie für jedermann 
ohne Weiteres erkennbar seien. Eine Bedingung erfülle 
den Bestimmtheitsgrundsatz dann, wenn das Ereignis, 
das Bedingung für Entstehen oder Erlöschen des Rechts 
sein solle, mit hinreichender Sicherheit festgestellt wer-
den könne. Voraussetzung sei nicht, dass ein Streit über 
den Bedingungseintritt ausgeschlossen sei. Richtigerweise 
müsse daher für die Wirksamkeit der Bewilligung 
unter einer Bedingung genügen, dass ein Nachweis des 
Bedingungseintritts nach § 29 GBO möglich sei. 
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Das OLG München sah die Bedingung, dass die Erklärung 
der Rückauflassung nicht binnen eines Jahres nach dem Tod 
der Übergeberin in der gesetzlichen vorgeschriebenen Form 
vorgelegt wird, als wirksam an. Das Grundbuchamt könne 
nämlich selbst prüfen, ob innerhalb der Jahresfrist eine der-
artige Erklärung in notarieller Form bei ihm eingegangen 
sei. Nach der nächstliegenden Bedeutung der Klausel sei 
Voraussetzung, dass die Rückauflassung nicht von irgend-
wem, sondern von einer dazu befugten Person abgegeben 
werde. Ein Nachweis, dass eine Auflassungserklärung nicht 
vom Berechtigten – also nicht vom Erben oder (z. B.) von 
dessen Bevollmächtigten – stamme, sei B1 nach § 29 GBO 
grundsätzlich möglich. Zwar möge es bei Erbstreitigkeiten 
vorkommen, dass ein Beteiligter nicht sogleich bei Abgabe 
der Rückauflassungserklärung durch eine Person, die 
die Erbenstellung behaupte, nachweisen könne, dass die 
Bedingung ausgefallen sei. Dies allein führe jedoch nicht 
schon zur Unwirksamkeit der Bewilligung. Jedenfalls im 
Rahmen eines Rechtsstreits lasse sich nämlich klären, ob 
die Erklärung des (vermeintlichen) Erben wirksam sei. 

Dem Grundbuchamt habe vorliegend binnen Jahresfrist seit 
dem Tod der Übergeberin eine Rückauflassungserklärung 
vorgelegen, die nicht schon offensichtlich unwirksam sei. 
Dass die Bedingung für die Löschungsbedingung nicht ein-
getreten sei, etwa weil diese von einer unbefugten Person 
abgegeben wurde, habe B1 nicht in der Form des § 29 GBO 
nachgewiesen. Daher scheide die Löschung aufgrund einer 
Bewilligung aus. 

Einen rechtzeitigen Widerruf der Vollmacht habe B1 eben-
falls nicht in der Form des § 29 GBO nachgewiesen. 
Nach den Unterlagen sei der Widerruf nämlich erst nach 
Ausübung der Vollmacht erklärt worden (§ 873 Abs. 2 
BGB). 

Den Unrichtigkeitsnachweis nach § 22 GBO habe 
B1 auch nicht erbracht. Der Nachtrag habe nicht zum 
Wegfall des – der Vormerkung zugrunde liegenden – 
Rückforderungsanspruchs geführt. Diese Vereinbarung ent-
halte keinen Tausch i. S. v. § 480 BGB mit der Folge, dass 
schon damals di e Vormerkung zu löschen gewesen wäre. Die 
Änderung des Vertrags habe nur „in der Weise“ geschehen 
sollen, dass er sich auf eine andere Teilfläche beziehe. Der 
im Ursprungsvertrag vereinbarte Rückforderungsanspruch 
sei im Übrigen unberührt geblieben. 

Zwar sei der vormerkungsgesicherte Anspruch derart 
verändert worden, dass er eine andere Teilfläche gleicher 
Größe auf dem Grundstück betreffen solle; diese umfas-
se ihrerseits nur noch einen Teil derjenigen Fläche, die ur-
sprünglich Anspruchsinhalt gewesen sei. Auf die Flächen 
außerhalb dieser Überschneidung beziehe sich die ein-
getragene Vormerkung nicht, gleichviel, ob der ursprüng-
liche Anspruch entfallen oder der neue Anspruchsinhalt 
ein anderer gewesen sei. Insofern sei auch das Grundbuch 
unrichtig gewesen. Die Veränderung des Anspruchsinhalts 
habe das Grundbuchamt allerdings durch einen Eintrag in 
der Veränderungsspalte unter Verweis auf die Bewilligung 
im Nachtrag vermerkt. Es könne dahinstehen, ob sich die 
eingetragene Vormerkung durch einen vollständig anderen 
Eigentumsverschaffungsanspruch mit einem entsprechen-
den Vermerk in der Veränderungsspalte „aufladen“ lasse. 
Zweifelhaft sei dies, weil eine Übereinstimmung des durch 
Eintragung vorgemerkten Anspruchs mit dem Anspruch, 
dem die Vormerkung nach dieser Bewilligung nun dienen 
solle (vgl. BGH DNotI-Report 2012, 98), nur äußerlich, 
nicht aber in der Sache bestehe (nach BGH NJW 2008, 578, 

579 Tz. 15 = DNotZ 2008, 514, 516, müsse der neu be-
gründete Anspruch auf dieselbe Leistung wie der zunächst 
gesicherte Anspruch gerichtet sein). 

Das Grundbuchamt musste die ursprüngliche Eintragung der 
Vormerkung nicht durch Vermerk in der Veränderungsspalte 
auf die verbliebene Fläche reduzieren (vgl. § 10 Abs. 5 
GBV) und gleichzeitig in der Hauptspalte (§ 10 Abs. 1 
GBV) eine neue Vormerkung hinsichtlich der (hinzu-
gekommenen) Fläche eintragen. Auch wenn infolge der 
Verschiebung die neu mit der Vormerkung belastete 
Teilfläche nur mit schlechterem Rang gesichert werden 
könne, bedürfe es nicht zwingend der Eintragung einer 
neuen Vormerkung. Vielmehr genüge die Eintragung 
der Extension durch einen entsprechenden Vermerk in 
der Veränderungsspalte. Damit ergebe sich der Umfang 
der vorrangigen Vormerkung aus der ursprünglichen 
Eintragung in Verbindung mit dem Veränderungsvermerk. 
Der Rang der Vormerkung hinsichtlich der verschobenen, 
nicht kongruenten Teilfläche folge hingegen hinreichend 
klar allein aus dem Vermerk in der Veränderungsspalte 
und der dort zulässigerweise in Bezug genommenen 
Bewilligung. Eine (Teil-)Löschung und Neueintragung 
wäre dann unnötiger Formalismus.

Keidel, FamFG, 18. Aufl., C. H. Beck Verlag, München 
2014, 2861 Seiten, 145,–€

Der Keidel ist seit Langem als das Standardwerk zum 
Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit etabliert. Es gilt 
daher lediglich die Neuauflage anzuzeigen, in der neben 
dem zweiten Kostenrechtsmodernisierungsgesetz und dem 
Gesetz der Förderung des elektronischen Rechtsverkehrs 
mit den Gerichten insbesondere das Gesetz zur Übertragung 
von Aufgaben im Bereich der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
auf Notare berücksichtigt ist. Eine weitere Neuerung ist 
die erstmalige Kommentierung der Verordnung über das 
zentrale Testamentsregister (ZTRV) im Anhang zu § 347 
FamFG. 

Aus notarieller Sicht erwähnenswert ist unter ande-
rem die Kommentierung des im Rahmen der Novelle 
des FamFG gestärkten Antragsrechts des Notars im 
Handelsregisterverfahren, das nunmehr nicht  nur bei ver-
pflichtenden, sondern auch bei fakultativen Anmeldungen 
eingreift (vgl. § 378 Abs. 2 FamFG). Entgegen der ganz 
h. M. im gesellschaftsrechtlichen Schrifttum (vgl. Scholz/
Veil, GmbHG, 11. Aufl. 2013, § 8 Rn. 11; Ulmer/Casper, 
in: Ulmer/Habersack/Löbbe, GmbHG, 2. Aufl. 2013, § 8 
Rn. 14, jew. m. w. N.) soll der die GmbH-Gründung be-
urkundende Notar aufgrund der in § 378 Abs. 2 FamFG nor-
mierten, widerlegbaren Vermutung der Vollmachtserteilung 
berechtigt sein, die Gesellschaft durch Eigenurkunde an-
zumelden. Freilich erstreckt sich das eigene Antragsrecht 
des Notars nach § 378 Abs. 2 FamFG nicht auf die Abgabe 
der höchstpersönlichen Versicherungen i. S. v. § 8 Abs. 2 
und 3 GmbHG (§ 378 Rn. 11). Zur Anmeldung durch 
Eigenurkunde des Notars siehe auch Gutachten DNotI-
Report 2010, 112.

Fazit: Nicht zuletzt aufgrund seiner meinungsprägenden 
Stellung ist die Neuanschaffung auch der 18. Aufl. des 

Li te ra tur hin wei se
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Keidel jeder Kollegin und jedem Kollegen uneingeschränkt 
zu empfehlen.

Notar a. D. Sebastian Herrler

Münchener Kommentar zum BGB, Bd. 9, §§ 1922-2385, 
6. Aufl., C. H. Beck Verlag, München 2013, 2296 Seiten, 
269.– € (Gesamtabnahmeverpflichtung)

Seit Erscheinen der 5. Auflage, in der die Reform des 
Pflichtteilsrechts bereits berücksichtigt wurde, hat das 
Erbrecht des BGB keine weiteren Neuerungen erfahren. 
Gleichwohl galt es in der vorliegenden 6. Auflage neben 
der aktuellen Rechtsprechung und Literatur bereits die 
Auswirkungen der bereits in Kraft getretenen, allerdings erst 
auf Erbfälle ab dem 17.8.2015 (näher Art. 83 EUErbVO) an-
wendbaren Europäischen Erbrechtsverordnung zu erörtern. 
Ferner wurde das Gesetz zur Errichtung des Zentralen 
Testamentsregisters bei der Bundesnotarkammer, durch 
welches das Benachrichtigungswesen in Nachlasssachen 
grundlegend reformiert wurde, eingearbeitet. 

Im Rahmen der Kommentierung zu § 2348 BGB wird zutref-
fend herausgestellt, dass das dort normierte Formgebot nach 
dem Schutzzweck – ausnahmsweise – über den Wortlaut hin-
aus auch auf schuldrechtliche Rechtsgeschäfte anzuwen-
den ist, die zum Abschluss eines Erbverzichtsvertrags 
verpflichten. In Anknüpfung an die jüngere Rechtsprechung 
des II. Zivilsenats des BGH zur Reichweite des 
Formerfordernisses nach § 15 Abs. 3 GmbHG (BGH NJW-
RR 2012, 332) wird aber zurecht darauf hingewiesen, 
dass eine Ausweitung des Beurkundungserfordernisses auf 
dingliche Vollzugsgeschäfte, die mit einem Erbverzicht im 
Zusammenhang stehen, nicht in Betracht kommt (§ 2348 
Rn. 2). Bei der Anwendung des Niederstwertprinzips 
gem. § 2325 Abs. 2 S. 2 BGB bei der Schenkung unter 
Vorbehalt eines Nutzungsrechts hält der BGH bekannt-
lich nach wie vor an seinem zweistufigen Verfahren fest, 
wonach in einem ersten Schritt ein Vergleich der (infla-
tionsbereinigten) Werte des Zuwendungsgegenstands im 
Schenkungs- und Todeszeitpunkt unter Außerachtlassung 
des Nutzungsrechts zu erfolgen habe und nur dann, 
wenn der Wert im Zuwendungszeitpunkt geringer war, 
in einem zweiten Schritt ein Abzug des Wertes des vor-
behaltenen Nutzungsrechts erfolgt (so zuletzt BGH ZEV 
2006, 265; grundlegend BGH NJW 1992, 2887). In der 
Literatur erfährt diese Herangehensweise ganz überwie-
gend Ablehnung, da diese je nach Wertentwicklung des 
Zuwendungsgegenstands zu Zufallsergebnissen führt und 
sich i. Ü. nicht überzeugend erklären lässt, weshalb vor-
behaltene Nutzungsrechte bei der Frage der Entgeltlichkeit 
der Zuwendung i. S. v. § 2325 Abs. 1 BGB stets zu be-
rücksichtigen sind, nach § 2325 Abs. 2 S. 2 BGB hingegen 
nur unter den oben genannten Voraussetzungen. Diese 
dogmatisch nicht uninteressante und sehr praxisrelevante 
Thematik wird bislang nur sehr knapp erörtert (§ 2325 
Rn. 52-54). 

Fazit: Ungeachtet dessen ist die Neuauflage des Münchner 
Kommentars zum Erbrecht ein unverzichtbarer Bestandteil 
jeder Notarbibliothek.

Notar a. D. Sebastian Herrler

A. Pahlke, GrEStG, 5. Aufl., C. H. Beck Verlag, München 
2014, 719 Seiten, 99.– €

Der Kommentar wird in der nunmehr fünften Auflage 
von Armin Pahlke allein fortgeführt, da Willy Franz 
seine langjährige Mitarbeit mit der vierten Auflage be-
endet hat. Die Neuauflage erläutert als eine der ers-
ten Kommentierungen den durch das Amtshilferichtlinie-
Umsetzungsgesetz (AmtshilfeRLUmsG) vom 26.6.2013 
neu eingeführten § 1 Abs. 3a GrEStG. Auch im Übrigen 
sind die Verwaltungsanweisungen sowie Schrifttum und 
Rechtsprechung der letzten Jahre eingearbeitet; das Werk 
bietet also einen aktuellen Überblick.

Angesichts der Aktualität und der umfassenden, kompak-
ten Darstellung des inzwischen doch recht komplexen 
Grunderwerbsteuerrechts ist der Kommentar unbedingt zur 
Anschaffung zu empfehlen.

Dr. Bärbel Freier

A. Berninger, Pflicht zur Einreichung mehrerer Gesellschaf-
terlisten bei unmittelbar aufeinanderfolgenden Änderungen, 
die sich aus ein und derselben notariellen Urkunde ergeben?, 
GmbHR 2014, 449

R. Böttcher, Die Entwicklung des Grundbuch- und Grund-
stücksrechts bis Ende 2013, NJW 2014, 978

H. Bungert/T. de Raet, Grenzüberschreitender Formwechsel 
in der EU, DB 2014, 761

D. Hüren, Gesamtvermögensgeschäfte im Gesellschaftsrecht, 
RNotZ 2014, 77

J. Hushahn, Grenzüberschreitende Formwechsel im EU/
EWR-Raum – die identitätswahrende statutenwechselnde Ver-
legung des Satzungssitzes in der notariellen Praxis, RNotZ 
2014, 137

C. Kesseler, Wirksamkeitsvermerk und Rangvermerke bei der 
Vormerkung, RNotZ 2014, 155

R. Krick/H. Sagmeister, Die Baubeschreibung in Bauträger-
verträgen, MittBayNot 2014, 205

V. Lipp, Vorsorgevollmacht, Patientenverfügung und Organ-
spendeerklärung – Neue Empfehlung der Bundesärztekammer 
und ihre Bedeutung für die notarielle Praxis, notar 2014, 111

C. Münch, Unternehmensbewertung im Zugewinnausgleich, 
DStR 2014, 806

F. Schmidt, Sondereigentum an der Wohnungseingangstür 
einer Eigentumswohnung?, ZWE 2014, 77

J. Schmidt-Räntsch, Erbbaurecht in der Rechtsprechung, 
ZfIR, 2014, 269

W. Schneider, Zur dinglichen Wirkung persönlicher Haus-
geldansprüche, ZWE 2014, 61

J. Seelinger, Abtretung identischer GmbH-Geschäftsanteile 
und Bestimmtheitsgrundsatz, GmbHR 2014, 119

D. Sliwiok-Born, Die Flucht aus dem Privateigentum am Bei-
spiel der Grundstücksdereliktion, NJW 2014, 1047

L. Spall, Notar und Sozialrecht – Rechtsgestaltung im Span-
nungsverhältnis zwischen privater und öffentlicher Solidarität, 
MittBayNot 2014, 211

R. Werner, Die Güterstandsklausel im Gesellschaftsvertrag 
der GmbH, ZErb 2014, 65

J. Tersteegen, Legitimation gegenüber Banken durch Vorlage 
notarieller Urkunden, RNotZ 2014, 98
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HUMBOLDT-UNIVERSITÄT ZU BERLIN 
JURISTISCHE FAKULTÄT 

ERBRECHT — AKTUELLE FRAGEN 
AM 4. SEPTEMBER 2014, UNTER DEN LINDEN 6, 10117 BERLIN, SENATSSAAL 

PROGRAMM

09:00 Begrüßung 
Prof. Dr. Rainer Schröder, Humboldt-Universität zu Berlin 

09:15 Die Vermittlung der Erbauseinandersetzung durch den Notar 
Prof Dr. Christina Eberl-Borges, Universität Mainz 

10:15 Die Wechselwirkungen von Unternehmertestament und Gesellschaftsvertrag 
Prof. Dr. Wolfgang Reimann, Notar a.D., Universität Regensburg 

11:30 Das lebzeitige Eigeninteresse des Erblassers im Rahmen des § 2287 BGB 
Rüdiger Gockel, Notar und FA für Erbrecht, Beckum 

13:30 Gestaltungsfragen bei Herausgabevermächtnissen 
PD Dr. Christoph Reymann, LL.M. Eur, Notarassessor, Deutsches Notarinstitut, Würzburg 

15:00 Der Widerruf wechselbezüglicher Verfügungen gegenüber dem 
testierunfähigen Ehegatten 
Prof. Dr. Christopher Keim, Notar, Universität Mainz 

16:00 Die unliebsame Nacherbfolge — oder: Wie wird man sie wieder los? 
Dr. Malte Ivo, Notar, Hamburg 

Bei Interesse möchten wir Sie bitten, sich bis zum 29. August 2014 für dieses Kolloquium anzumelden: 
Anmeldeformulare sowie nähere Informationen erhalten Sie unter http://ifn.rewi.hu-berlin.de/. Eventuelle 
Anfragen bitten wir zu richten an das Institut für Notarrecht der Humboldt-Universität zu Berlin, Unter den 
Linden 6, 10099 Berlin, Telefon 030/2093-3439, Telefax 030/2093-3560, E-Mail: notar-institut@rewi.hu-
berlin.de – gerne auch telefonisch. 
Die Teilnahmegebühr beträgt (inklusive Getränke und Mittagessen): 
• 90,- € für Mitglieder des Förderkreises des Instituts für Notarrecht/Notarassessoren/Rechtsanwälte mit 
höchstens dreijähriger Zulassung  
• 130,- € für Mitglieder der Deutschen Notarrechtlichen Vereinigung  
• 185,- € für alle übrigen Teilnehmer  
Für Angehörige wissenschaftlicher Einrichtungen, Studierende, Referendare und Notarassessoren, die 
zugleich Mitglieder der Deutschen Notarrechtlichen Vereinigung e.V. sind, ist die Veranstaltung kostenlos. 
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Tele fon: (0931) 35576-0 Tele fax: (0931) 35576-225 
E-Mail: dnoti@dnoti.de Inter net: www.dnoti.de 
Hin weis: 
Die im DNotI-Report ver öf fent lich ten Gut ach ten und Stel lung nah men geben 
die Mei nung der Gut ach ter des Deut schen Notar in sti tuts und nicht die der 
Bun des no tar kam mer wie der. 
Ver ant wort li cher Schrift lei ter: Notar a. D. Sebastian Herrler
Redaktion: Dr. Simon Blath 
Bezugs be din gun gen: 
Der DNotI-Report erscheint zwei mal im Monat und kann beim Deut schen 
Notar in sti tut oder im Buch han del bestellt wer den. Abbe stel lun gen müs sen mit 
vier tel jähr li cher Frist zum Jah res en de erfol gen.  

Be zugs preis: 
Jähr lich 170,00 €, Ein zel heft 8,00 €, inkl. Ver sand kos ten. Für die Mit glie der 
der dem DNo tI bei ge tre te nen No tar kam mern ist der Be zugs preis im Mit glieds-
bei trag ent hal ten. 
Nicht ein ge gan ge ne Exemp la re kön nen nur in ner halb von 6 Wo chen nach 
dem Er schei nungs ter min re kla miert und kos ten frei zu ge sandt wer den.
Al le im DNo tI-Re port ent hal te nen Bei trä ge sind ur he ber recht lich ge schützt. 
Mit Aus nah me der ge setz lich zu ge las se nen Fäl le ist die Ver wer tung nur mit 
Ein wil li gung des DNo tI zu läs sig. 
Ver lag: 
Bun des no tar kam mer, Kör per schaft des öf fent li chen Rechts, Ge schäfts stel le 
Deut sches No tar in sti tut, Ger ber stra ße 19, 97070 Würz burg 
Druck:  
Dru cke rei Franz Schei ner 
Hau ger pfarr ga sse 9, 97070 Würz burg

Le sen Sie den DNo tI-Re port be reits bis zu zwei Wo chen vor Er schei nen auf un se rer In ter net sei te un ter  
www.dno ti.de. 
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